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Gerhard Hess:
Anti-Stau Programm ist dreifache Mogelpackung
(bbiv) München. Das sogenannte Anti-Stau-Programm der Bundesregierung löst nicht nur eine Probleme, es schafft vielmehr neue. Diese Ansicht vertrat der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes e.V., Gerhard Hess, vor Vorstand und Beirat seines Verbandes.

Hess nennt das Programm eine dreifache Mogelpackung: Es greift frühestens ab 2003, verschiebt also im Bundesverkehrswegeplan als dringend festgehaltene Maßnahmen weiter in die Zukunft. Es ignoriert den bestehenden Schlüssel für die Mittelverteilung unter den Bundesländern und schiebt zu Lasten Bayerns überproportional viele Mittel in rot-grün regierte Länder wie Nordrhein-Westfalen. Und es stellt keine neuen Mittel zur Verfügung, sondern verkleistert lediglich die Kürzungen, die die Bundesregierung im Investitionsetat des Bundes laufend vornimmt.

Kein Verständnis hat Hess dafür, dass das Programm in Nordrhein-Westfalen 1,2 Milliarden DM ausschüttet, von denen 56 Prozent für Maßnahmen vorgesehen seien, für die kein Baurecht bestehe, während in Bayern aktuell für den Bundesfernstraßenbau Baurecht in Höhe von 700, demnächst 4.000 Millionen DM bestehe, der Bund aber hierfür bis 2002 nur 29,4 Millionen DM zur Verfügung stelle und bis 2007 über 575 Millionen DM aus dem Anti-Stau-Programm weiter nur vier punktuelle Probleme zu lösen bereit sei.

Völlig übersehen werde in der Öffentlichkeit, so Hess, dass der Bund im Anti-Stau-Programm nicht wie Bayern Privatisierungserlöse einsetze, was die Bürger nicht belaste, sondern mit der streckenbezogenen Lkw-Abgabe eine neue Lkw-Steuer schaffe, die nur zu 18,5 Prozent in den Straßenverkehr zurückfließe. Ein gleicher Teil fließe in Schiene und Wasserstraßen, der Löwenanteil aber – 63 Prozent – lande in Verwaltungskosten und dem allgemeinen Haushalt.

Hess wörtlich: „Diese wieder einmal einseitig konsumlastige Haushaltspolitik widerspricht jeder wirtschaftspolitischen Vernunft. Sie bestätigt die Notwendigkeit, im Bundesfernstraßenbau den Einfluss des Staates zurückzudrängen und private Trägermodelle einzuführen, bei denen Gebühren direkt in die Infrastruktur zurückfließen.“
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